
From:
Sent on: Mittwoch, 24. Juli 2024 13:23:50
To:
CC:
Subject: Bebauungsplan Nr. 81A18 - Teil 1 (Moosaik), als vorhabenbezogener Bebauungsplan -

bodenschutzrechtliche Stellungnahme
Attachments: abudis Flächenübersicht Kat. 18800922.pdf (168.23 KB)
   

Attachments:     abudis Flächenübersicht Kat. 18800922.pdf

 
ergänzend zu unserer E-Mail vom 04.07.2024 teilen wir Ihnen mit, dass das Wasserwirtschaftsamt Weilheim, Fachbereich A-
Altlasten eine fachliche Stellungnahme per E-Mail am 10.07.2024 zum Gutachten vom Büro Geo Hydro Bau Consult vom
11.09.2023 und den neu eingetragenen Katasternummern 18800921 und 18800922 abgegeben hat.

Das WWA hat sich zusammenfassend wie folgt geäußert und gebeten noch folgende Unterlagen nachzureichen:
 

Gibt es eine nicht geschwärzte Version des Gutachtens und könnten Sie uns diese zukommen lassen?

In der GIS-Anwendung des WWA seien nicht alle Aufschlüsse der Untersuchungskampagne des Fachbüros GHB Consult; zum
Beispiel sei die Grundwassermessstelle GWM 1 auf Fl.Nr. 837 nicht vermerkt und diese habe demnach auch keine amtliche
Bezeichnung erhalten. Dies gelte auch für GWM 3 und GWM 6;

Das novellierte LfU Merkblatt 3.8/1 wurde Anfang August 2023 für die Altlastenbearbeitung eingeführt; die Untersuchungen
/ Feldarbeiten zum Gutachten vom 11.09.2023 wurden offensichtlich vorher absolviert; dabei wird festgestellt, dass die
Untersuchungen generell nicht mit dem WWA FB A – Altlasten abgestimmt wurden;

Bei der Bewertung handele es sich nicht um eine Gefährdungsabschätzung nach dem LfU-Merkblatt 3.8/1 mittels
Sickerwasserprognose durch einen Sachverständigen nach § 18 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG);

Die absolvierten Feststoff-Bodenproben haben auf Grund der Novellierung des LfU-Merkblattes 3.8/1 (Stand 05/2023)
heute nur noch sehr begrenzte Aussagekraft (keine Aussage zur Mobilität der Schadstoffe möglich); zudem wurden beim
Analyseumfang und der Deklaration auch der Verfüllleitfaden herangezogen, der z.T. nicht alle Parameter abdeckt (wie PAK
im Eluat) und generell nicht das 2:1-Eluat verwendet;

Die Grundwasseruntersuchungen (vgl. Seite 37) wurden ebenfalls noch nach dem alten LfU-Merkblatt (Stand 10/2001)
eingestuft. Es haben sich durch die Novellierung des LfU-Merkblattes Änderungen bei den Grenzwerten ergeben. Damit
wurde der Stufe-1-Wert erreicht bzw. überschritten bei GWM 1 (für Kobalt, Nickel und PAK15) sowie bei GWM 2 = STA465 
(für Arsen, Blei, Kobalt, Nickel). Bei GWM 2 = STA465 wurde für den Parameter Vanadium zudem noch der Stufe-2-Wert
überschritten.

Es sei unklar, ob wirklich die GWM 5 = STA467 beprobt wurde (vgl. Tabelle auf Seite 37 oder PN-Protokoll auf Seite 231) oder
die GWM ‚MS21W‘, welche der Wasserwirtschaftsverwaltung unbekannt sei (vgl. gutachterliche Angaben unter 4.1.6);

Ein PN-Protokoll für die GW-Probenahme an GWM 1, 3 und 6 liege nicht vor;

Ein Grundwassergleichenplan zur Bestimmung der GW-Fließrichtung wurde offensichtlich im bereitgestellten
Altlastengutachten nicht angefertigt; ein den Unterlagen zum B-Plan-Verfahren beiliegender Bericht zur
Grundwassermodellierung (5. Fortschreibung, datiert auf den 12.09.2023) lässt eine von Nordwesten nach Südosten
gerichtete GW-Fließrichtung für das Projektgebiet annehmen (vgl. Anhang – vgl. z.B. Abbildung 18 oder 20); in der Regel
liegen geringe Flurabstände (laut PN Protokolle zur GW-PN – vgl. Ruhewasserspiegelangaben) und z.T. hohe
Schadstoffgehalte im Feststoff (vgl. Beschreibungen im Unterpunkt 4.1.X) im Plangebiet vor;








Im Resümee gibt das Fachbüro an, dass durch die Grundwasseruntersuchungen eine großflächige Grundwasserbelastung
ausgeschlossen werden kann; die GWM wurden aber, laut vorgelegtem Bericht, leider nur einmal beprobt (geringe
Datenbasis für eine derartige Aussage);

Laut den Erläuterungen soll in der Regel innerhalb des Baugrubenverbaus die Auffüllungen komplett entfernt werden
(Aushub bis ≥ 7 m unter GOK – damit sollen die schadstoffhaltigen Auffüllungen vollständig entfernt werden;

 

Nach telefonischer Rücksprache mit dem WWA werden derzeit für die Weiterführung des Bebauungsplanverfahrens keine
weiteren bodenschutzrechtlichen Untersuchungen für den Wirkungspfad Boden-Grundwasser gefordert.

Allerdings haben wir entsprechend der fachlichen Empfehlung des Wasserwirtschaftsamtes weitere Flächen in das
Altlastenkataster aufgenommen. Im Bebauungsplangebiet Nr. 81A18 – Teil 1 sind nun folgende bodenschutzrechtlich relevanten
Flächen:

- Katasternummer 18800903 „Ölschaden Hausabbruch“ – betreffend die Flurnummer 841/3 und 841/36, Gemarkung Starnberg;
die Fläche ist nutzungsorientiert für „Straßennutzung“ entlassen worden;

- Katasternummer 18800854 „Autohaus Mahag“ – betreffend die Flurnummer 841/27, Gemarkung Starnberg; diese Fläche ist
nutzungsorientiert für „Gewerbenutzung“ entlassen worden;

- Katasternummer 18800921 „ehemaliges Betonwerk“ – betreffend die Flurnummer 837, Gemarkung Starnberg; diese Fläche
wurde neu aufgenommen (siehe E-Mail vom 04.07.2024);

- Katasternummer 18800922 „Bodenauffüllungen Gewerbegebiet Moos-, Petersbrunner- und Münchner Straße“ – betreffend die
Flurnummern 841, 834, 837/1, 837/3, 840, 840/1, 834/2, Gemarkung Starnberg (siehe beiliegenden Auszug aus dem ABuDIS); bitte
beachten Sie die Änderung der Bezeichnung und die Aufnahme der weiteren Grundstücke unter dieser Katasternummer;

 
Fazit:

1.            Entsprechend unserer E-Mail vom 27.03.2024 empfehlen wir zum Bebauungsplanverfahren, die vor genannten Flächen im
Bebauungsplan entsprechend zu kennzeichnen und darauf in der Satzung textlich hinzuweisen.

2.            Weiterhin empfehlen wir eine Festsetzung zum Bodenaushub wie folgt:

Aushubarbeiten (z.B. für ein Fundament einer baulichen Anlage) sind unter fachtechnischer Begleitung eines einschlägigen Ing.-
Büros durchzuführen. Die anfallenden Aushubmassen sind als Haufwerke zu je max. 250 m3 zwischenzulagern und nach den
üblichen Verfahren zu beproben und je Belastungsgrad zu entsorgen. Die einschlägigen Anforderungen des Abfallrechts
(Aushubüberwachung, Separation der Böden nach organoleptischen Kriterien, Beprobung, Deklarationsanalytik, Verwertung bzw.
Entsorgung gemäß der Deklaration in einer entsprechend zugelassenen Verwertungsanlage bzw. Deponie) sind zu beachten. Die
Ergebnisse sind in einem Bericht zu dokumentieren und dem Landratsamt Starnberg, Fachbereich Umweltschutz, spätestens 12
Wochen nach Abschluss der Aushubarbeiten in einfacher Ausfertigung (in Papierform) sowie als PDF-Dokument unter
immissionsschutz@lra-starnberg.de vorzulegen.
 
3.            Hinsichtlich der Wirkungspfade Boden – Mensch und Boden – Nutzpflanze bitten wir die bereits übermittelten
fachlichen Stellungnahmen zu beachten.
 
 
Für Rückfragen stehe ich Ihnen auch gerne telefonisch dienstags und mittwochs Vormittag zur Verfügung.
 
Mit freundlichen Grüßen
 

Landratsamt Starnberg
Strandbadstr. 2
82319 Starnberg

mailto:immissionsschutz@lra-starnberg.de



